
 

Kleine Anfrage 

des Abg. Schaus (DIE LINKE) vom 19.07.2013 

betreffend Erhöhung der Kinderbetreuungsgebühren  

und Verpflegungsentgelte in Kindertagesstätten 

und  

Antwort  

des Sozialministers 
 

 

 

Vorbemerkung des Fragestellers: 

Nachdem die Landesregierung - ausweislich ihrer Antwort zur Kleinen Anfrage, 
Drucksache 18/7433 - nicht bei den betroffenen Kommunen nachfragte, stelle ich 
diese Anfrage erneut und erwarte, die gewünschten Antworten im Detail für jede be-
troffene Kommune zu erhalten. 
 

Diese Vorbemerkung des Fragestellers vorangestellt, beantworte ich die Klei-
ne Anfrage wie folgt: 
 
Frage 1. Bei welchen hessischen Kommunen, die den Konsolidierungsvertrag mit der Landes-

regierung (Kommunaler Schutzschirm) unterzeichnet haben, haben oder werden sich 
im laufenden Jahr 2013 oder im kommenden Jahr (2014) die Kinderbetreuungsgebüh-
ren und Verpflegungsentgelte in den Kindertagesstätten erhöhen? Ich bitte um eine 
detaillierte Gegenüberstellung mit Angabe der Höhe der alten Gebühren im Jahr 2012 
und der neuen Gebühren je betroffene Kommune. Ich bitte ferner um Aufschlüsse-
lung nach Halb- und Ganztagsbetreuung je nach U3-, Kindergarten- und Hortbereich. 

 
Frage 2. Bei welchen hessischen Kommunen, die den Konsolidierungsvertrag mit der Landes-

regierung (Kommunaler Schutzschirm) nicht unterzeichnet haben, haben oder werden 
sich im laufenden Jahr 2013 oder im kommenden Jahr (2014) die Kinderbetreuungs-
gebühren und Verpflegungsentgelte in den Kindertagesstätten erhöhen? Ich bitte um 
eine detaillierte Gegenüberstellung mit Angabe der Höhe der alten Gebühren im Jahr 
2012 und der neuen Gebühren je betroffene Kommune. Ich bitte ferner um Auf-
schlüsselung nach Halb- und Ganztagsbetreuung je nach U3-, Kindergarten- und 
Hortbereich. 

 

Die Fragen 1 und 2 werden wie folgt gemeinsam beantwortet: 
Da die Landesregierung nicht über die für die Beantwortung der einzelnen 
Fragen erforderlichen Informationen verfügt, wurden der Hessische Städtetag 
und der Hessische Städte- und Gemeindebund um Auskunft gebeten.  
 
Der Hessische Städtetag hat mitgeteilt, dass die Gestaltung und die Höhe der 
Kindergartengebühren in die Zuständigkeit der Steuerungs-, Planungs- und 
Finanzhoheit der Städte und Gemeinden im Rahmen der kommunalen Selbst-
verwaltung fallen. Er führt aus, dass der Umfang und die Ausgestaltung der 
kommunalen Finanzierung und damit auch die Höhe der Elternbeiträge ent-
sprechend der angebotenen Qualität in Betreuung, Bildung und Erziehung von 
Kindern und unter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit durch 
kommunale Satzung, das heißt durch eine von einer von den Bürgern einer 
Stadt gewählten Stadtverordnetenversammlung (= Parlament) beschlossenen 
Rechtsnorm, festgelegt werde.  
 
Der Hessische Städtetag teilt weiter mit, dass ihm keine Informationen zu der 
derzeitigen und/oder der zukünftigen Höhe von Kinderbetreuungsgebühren 
vorliegen und dass eine Abfrage der gestellten Art innerhalb von sechs Wo-
chen und in der Ferienzeit nicht möglich und auch nicht angebracht sei. Ganz 
abgesehen davon seien die Städte und Gemeinden in dieser Frage dem Hessi-
schen Landtag aber auch keine Rechenschaft schuldig. 
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Der Hessische Städte- und Gemeindebund hat mitgeteilt, dass ihm die Daten 
zur Beantwortung der Fragen nicht vorliegen und in der Frist auch nicht erho-
ben werden können. Abgesehen von der Ferienzeit fehlten dem Hessischen 
Städte- und Gemeindebund auch die Kapazitäten zur Durchführung umfangrei-
cher Umfragen. Schließlich sei zu berücksichtigen, dass die Städte und Ge-
meinden weder gegenüber dem Hessischen Städte- und Gemeindebund noch 
gegenüber der Hessischen Landesregierung oder dem Hessischen Landtag zu 
derartigen Auskünften verpflichtet seien. 
 
Wiesbaden, 9. August 2013 

In Vertretung: 
Petra Müller-Klepper 

 
 
 


